19. MAI 2022 - Königlicher Erlass zur Abänderung der Bestimmungen des KE/EStGB 92 hinsichtlich der Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs 


(Belgisches Staatsblatt vom 19. Oktober 2023)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST FINANZEN


19. MAI 2022 - Königlicher Erlass zur Abänderung der Bestimmungen des KE/EStGB 92 hinsichtlich der Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs 


			PHILIPPE, König der Belgier

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Aufgrund des Einkommensteuergesetzbuches 1992:

	- des Artikels 2751 Absatz 10,

	- des Artikels 2752 § 5,

	- des Artikels 2753 § 1 Absatz 9,

	- des Artikels 2755 § 1 Absatz 9,

	- des Artikels 2755 § 2 Absatz 8,

	- des Artikels 2755 § 6,

	- des Artikels 2756 Absatz 6,

	- des Artikels 2758 § 4 Absatz 5,

	- des Artikels 27510 Absatz 7,

	- des Artikels 300 § 1,

	- des Artikels 312;

	Aufgrund des KE/EStGB 92;

	In der Erwägung, dass vorliegender Erlass an sich keine einzige neue budgetäre Auswirkung hat;

	Aufgrund des Gutachtens Nr. 71.441/3 des Staatsrates vom 9. Mai 2022, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 3 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

	Aufgrund der Dringlichkeit;



	In der Erwägung, dass:

	- durch vorliegenden Erlass die Formalitäten abgeändert werden, die Unternehmen als Schuldner des Berufssteuervorabzugs im Rahmen der Anwendung der Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs einhalten müssen,

	- die Regeln hinsichtlich der Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs für Schicht- und Nachtarbeit durch das Gesetz vom 28. März 2022 zur Senkung von Lasten auf Arbeit abgeändert worden sind und diese neuen Regeln auf die ab dem 1. April 2022 gezahlten oder zuerkannten Entlohnungen Anwendung finden,

	- vorliegender Erlass deswegen ebenfalls auf den Berufssteuervorabzug, der auf die ab dem 1. April 2022 von den betreffenden Arbeitgebern gezahlten oder zuerkannten Entlohnungen einbehalten wird, anwendbar sein muss,

	- die betreffenden Arbeitgeber und die Sozialsekretariate, die gegebenenfalls gewährleisten, dass der Berufssteuervorabzug auf die von den betreffenden Unternehmen gezahlten oder zuerkannten Entlohnungen einbehalten und gezahlt wird, schnellstens vom Inhalt des vorliegenden Erlasses in Kenntnis gesetzt werden müssen,

	- vorliegender Erlass folglich in aller Dringlichkeit ergehen muss;

	Auf Vorschlag des Ministers der Finanzen


		Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


	Artikel 1 - Artikel 952 des KE/EStGB 92, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 22. August 2006 und zuletzt abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 14. März 2021, wird wie folgt abgeändert:

	a) Paragraph 1 Absatz 3 Nr. 5 wird wie folgt ersetzt:

	"5. a) in Artikel 2755 § 1 desselben Gesetzbuches erwähnte Unternehmen, in denen Schichtarbeit geleistet wird,

	b) in Artikel 2755 § 2 desselben Gesetzbuches erwähnte Unternehmen, in denen Nachtarbeit geleistet wird,

	c) in Artikel 2755 § 3 desselben Gesetzbuches erwähnte Unternehmen, in denen Schichtarbeit in einem System der vollkontinuierlichen Schichtarbeit geleistet wird,

	d) in Artikel 2755 § 4 desselben Gesetzbuches erwähnte Unternehmen, in denen unter der Systemschifffahrtsregelung gearbeitet wird,

	e) in Artikel 2755 § 5 desselben Gesetzbuches erwähnte Unternehmen, in denen in Schichtarbeit Immobilienarbeiten an Ort und Stelle verrichtet werden,".



	b) In § 3 Absatz 1 Buchstabe c) wird Nr. 7 wie folgt ersetzt:

	"7. für die in § 1 Absatz 3 Nr. 5 Buchstabe a) erwähnten Schuldner: einen negativen Betrag, der dem niedrigsten der beiden folgenden Beträge entspricht:

	- 22,8 Prozent der steuerpflichtigen Entlohnungen der in Artikel 2755 § 1 desselben Gesetzbuches erwähnten Arbeitnehmer, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 desselben Gesetzbuches festgelegt werden, ohne doppeltes Urlaubsgeld, Jahresendprämie und ausstehende Entlohnungen,

	- dem auf die im vorhergehenden Gedankenstrich erwähnten Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzug, sofern dieser ohne Anwendung der in Artikel 2755 § 1 desselben Gesetzbuches erwähnten Befreiung tatsächlich der Staatskasse zugeführt würde,".

	c) In § 3 Absatz 1 Buchstabe c) werden Nummern 7/1, 7/2, 7/3 und 7/4 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"7/1. für die in § 1 Absatz 3 Nr. 5 Buchstabe b) erwähnten Schuldner: einen negativen Betrag, der dem niedrigsten der beiden folgenden Beträge entspricht:

	- 22,8 Prozent der steuerpflichtigen Entlohnungen der in Artikel 2755 § 2 desselben Gesetzbuches erwähnten Arbeitnehmer, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 desselben Gesetzbuches festgelegt werden, ohne doppeltes Urlaubsgeld, Jahresendprämie und ausstehende Entlohnungen,

	- dem auf die im vorhergehenden Gedankenstrich erwähnten Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzug, sofern dieser ohne Anwendung der in Artikel 2755 § 2 desselben Gesetzbuches erwähnten Befreiung tatsächlich der Staatskasse zugeführt würde,

	7/2. für die in § 1 Absatz 3 Nr. 5 Buchstabe c) erwähnten Schuldner: einen negativen Betrag, der dem niedrigsten der beiden folgenden Beträge entspricht:

	- 25 Prozent der steuerpflichtigen Entlohnungen der in Artikel 2755 § 3 desselben Gesetzbuches erwähnten Arbeitnehmer, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 desselben Gesetzbuches festgelegt werden, ohne doppeltes Urlaubsgeld, Jahresendprämie und ausstehende Entlohnungen,

	- dem auf die im vorhergehenden Gedankenstrich erwähnten Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzug, sofern dieser ohne Anwendung der in Artikel 2755 § 3 desselben Gesetzbuches erwähnten Befreiung tatsächlich der Staatskasse zugeführt würde,

	7/3. für die in § 1 Absatz 3 Nr. 5 Buchstabe d) erwähnten Schuldner: einen negativen Betrag, der dem niedrigsten der beiden folgenden Beträge entspricht:

	- 22,8 Prozent der steuerpflichtigen Entlohnungen der in Artikel 2755 § 4 desselben Gesetzbuches erwähnten Arbeitnehmer, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 desselben Gesetzbuches festgelegt werden, ohne doppeltes Urlaubsgeld, Jahresendprämie und ausstehende Entlohnungen,

	- dem auf die im vorhergehenden Gedankenstrich erwähnten Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzug, sofern dieser ohne Anwendung der in Artikel 2755 § 4 desselben Gesetzbuches erwähnten Befreiung tatsächlich der Staatskasse zugeführt würde,

	7/4. für die in § 1 Absatz 3 Nr. 5 Buchstabe e) erwähnten Schuldner: einen negativen Betrag, der dem niedrigsten der beiden folgenden Beträge entspricht:
	
	- 18 Prozent der steuerpflichtigen Entlohnungen der in Artikel 2755 § 5 desselben Gesetzbuches erwähnten Arbeitnehmer, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 desselben Gesetzbuches festgelegt werden, ohne doppeltes Urlaubsgeld, Jahresendprämie und ausstehende Entlohnungen,

	- dem auf die im vorhergehenden Gedankenstrich erwähnten Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzug, sofern dieser ohne Anwendung der in Artikel 2755 § 5 desselben Gesetzbuches erwähnten Befreiung tatsächlich der Staatskasse zugeführt würde,".


	Art. 2 - Anlage 3bis zum selben Erlass, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 22. August 2006 und zuletzt abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 17. Dezember 2021, wird wie folgt abgeändert:

	a) Der Code "06 Schicht- und Nachtarbeitszulagen (Art. 2755 EStGB 92)" wird aufgehoben.

	b) Der Code "53 Schicht- und Nachtarbeitszulagen (Art. 2755 § 3 EStGB 92)" wird durch den Code "53 Vollkontinuierliche Schichtarbeit (Art. 2755 § 3 EStGB 92)" ersetzt.

	c) Der Code "57 Schichtzulagen für Immobilienarbeiten (Art. 2755 § 5 EStGB 92)" wird durch den Code "57 Schichtarbeit Immobilienarbeiten (Art. 2755 § 5 EStGB 92)" ersetzt.

	d) Der Code "63 Schichtzulagen für Systemschifffahrt (Art. 2755 § 4 EStGB 92)" wird durch den Code "63 Schichtarbeit Systemschifffahrt (Art. 2755 § 4 EStGB 92)" ersetzt.

	e) Zwischen dem Code "64 Ausbildung von Arbeitnehmern (Art. 27512 § 1 EStGB 92)" und dem Code "80 Förderzone (Art. 2758 § 1 Absatz 5 EStGB 92)" werden Codes 74 und 75 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"74 Schichtarbeit (Art. 2755 § 1 EStGB 92)

	75 Nachtarbeit (Art. 2755 § 2 EStGB 92)".

	f) Der Code "80 Förderzone (Art. 2758 § 1 Absatz 5 EStGB 92)" wird durch den Code "80 Förderzone - Keine Erhaltung des Arbeitsplatzes während des Mindesterhaltungszeitraums (Art. 2758 § 1 Absatz 6 EStGB 92)" ersetzt.

	g) Der Code "90 Förderzone (Art. 2759 § 1 Absatz 5 EStGB 92)" wird durch den Code "90 Förderzone - Keine Erhaltung des Arbeitsplatzes während des Mindesterhaltungszeitraums (Art. 2759 § 1 Absatz 6 EStGB 92)" ersetzt.


	Art. 3 - Anlage 3ter zum selben Erlass, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 22. August 2006 und zuletzt abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 14. März 2021, wird wie folgt abgeändert:

	a) Punkt I wird wie folgt ersetzt:

	"I. In Artikel 952 § 1 Absatz 3 Nr. 1 erwähnte Schuldner:

	Diese Schuldner müssen eine namentliche Liste zur Verfügung der Verwaltung bereithalten, die für jeden Arbeitnehmer vollständige Identität, Anzahl Stunden Überarbeit, die gemäß Artikel 29 des Gesetzes vom 16. März 1971 über die Arbeit oder Artikel 7 des Königlichen Erlasses Nr. 213 vom 26. September 1983 über die Arbeitszeit in den Unternehmen, die der Paritätischen Kommission für das Bauwesen unterstehen, zu einer gesetzlichen Lohnzulage berechtigt, Berechnungsgrundlage für die Festlegung dieser Lohnzulage und Zeitraum des Jahres, in dem dieser Arbeitnehmer Überarbeit geleistet hat, enthält."
	
	b) Punkt II Nr. 1 zweiter Gedankenstrich Nr. 2 wird durch einen Buchstaben f) mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"f) gegebenenfalls Betrag des Berufssteuervorabzugs, der zusätzlich zu dem verordnungsgemäßen Mindestbetrag des Berufssteuervorabzugs einbehalten wird, der auf diese Entlohnungen geschuldet wird,".

	c) In Punkt II Nr. 1 zweiter Gedankenstrich wird Nr. 3 wie folgt ersetzt:

	"3. für den Sektor der Baggerarbeiten oder der Schleppschifffahrt alle dienlichen Informationen, aus denen hervorgeht, dass der betreffende Arbeitnehmer während des Zeitraums, auf den sich die Erklärung zum Berufssteuervorabzug bezieht, auf einem in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums registrierten seetüchtigen Boot oder Schiff mit Eigenantrieb, das zur Beförderung einer Ladung auf See oder zur Rettung auf See vorgesehen ist und im selben Zeitraum während mindestens 50 Prozent seiner Betriebszeit für die in Artikel 2752 § 4 Absatz 3 und 4 desselben Gesetzbuches erwähnten Tätigkeiten auf See eingesetzt war, beschäftigt war,".

	d) In Punkt II Nr. 1 zweiter Gedankenstrich wird Nr. 4 aufgehoben.

	e) In Punkt III wird ein Buchstabe g/1) mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"g/1) gegebenenfalls Betrag des Berufssteuervorabzugs, der zusätzlich zu dem verordnungsgemäßen Mindestbetrag des Berufssteuervorabzugs einbehalten wird, der auf diese Entlohnungen geschuldet wird,".



	f) Punkt V wird wie folgt ersetzt:

	"V. In Artikel 952 § 1 Absatz 3 Nr. 5 Buchstabe a) und c) erwähnte Schuldner:

	Diese Schuldner müssen eine namentliche Liste zur Verfügung der Verwaltung bereithalten, die für jeden Arbeitnehmer, der Schichtarbeit geleistet hat, pro Monat folgende Angaben enthält:

	- vollständige Identität,

	- Anzahl tatsächlich geleisteter Arbeitsstunden in Schichtarbeit, für die der Arbeitnehmer auch eine Schichtzulage erhalten hat,

	- gegebenenfalls Anzahl Stunden, für die die Erfüllung des Arbeitsvertrags ausgesetzt worden ist und der Lohn durch den Arbeitgeber fortgezahlt worden ist, wenn nachgewiesen werden kann, dass der betreffende Arbeitnehmer gemäß seiner Arbeitsregelung in Schichtarbeit gearbeitet hätte und hierfür auch eine Schichtzulage erhalten hätte,

	- Gesamtanzahl tatsächlich geleisteter Arbeitsstunden,

	- gegebenenfalls Gesamtanzahl Stunden, für die die Erfüllung des Arbeitsvertrags ausgesetzt worden ist, der Lohn jedoch fortgezahlt worden ist,

	- dem Arbeitnehmer gezahlte oder zuerkannte steuerpflichtige Entlohnungen, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 festgelegt werden, ohne doppeltes Urlaubsgeld, Jahresendprämie und ausstehende Entlohnungen,

	- Betrag des auf diese Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzugs,

	- Betrag der Schichtzulage, die für die in diesem Monat geleistete Arbeit gezahlt oder zuerkannt worden ist."

	g) Zwischen Punkt V und Punkt VI werden Punkte V/1, V/2 und V/3 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"V/1. In Artikel 952 § 1 Absatz 3 Nr. 5 Buchstabe b) erwähnte Schuldner:

	Diese Schuldner müssen eine namentliche Liste zur Verfügung der Verwaltung bereithalten, die für jeden Arbeitnehmer, der Nachtarbeit geleistet hat, pro Monat folgende Angaben enthält:

	- vollständige Identität,
	
	- Anzahl tatsächlich geleisteter Arbeitsstunden in Nachtarbeit, für die der Arbeitnehmer auch eine Nachtarbeitszulage erhalten hat,

	- Anzahl Stunden, für die die Erfüllung des Arbeitsvertrags ausgesetzt worden ist und der Lohn durch den Arbeitgeber fortgezahlt worden ist, wenn nachgewiesen werden kann, dass der betreffende Arbeitnehmer gemäß seiner Arbeitsregelung in Nachtarbeit gearbeitet hätte und hierfür auch eine Nachtarbeitszulage erhalten hätte,

	- Gesamtanzahl tatsächlich geleisteter Arbeitsstunden,

	- Gesamtanzahl Stunden, für die die Erfüllung des Arbeitsvertrags ausgesetzt worden ist, der Lohn jedoch fortgezahlt worden ist,
	
	- dem Arbeitnehmer gezahlte oder zuerkannte steuerpflichtige Entlohnungen, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 festgelegt werden, ohne doppeltes Urlaubsgeld, Jahresendprämie und ausstehende Entlohnungen,

	- Betrag des auf diese Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzugs,

	- Betrag der Nachtarbeitszulage, die für die in diesem Monat geleistete Arbeit gezahlt oder zuerkannt worden ist.

	V/2. In Artikel 952 § 1 Absatz 3 Nr. 5 Buchstabe d) erwähnte Schuldner:

	Diese Schuldner müssen eine namentliche Liste zur Verfügung der Verwaltung bereithalten, die für jeden Arbeitnehmer, der in der Systemschifffahrtsregelung beschäftigt ist, pro Monat folgende Angaben enthält:

	- vollständige Identität,

	- Prozentsatz ihrer Arbeitszeit in der Systemschifffahrtsregelung,

	- dem Arbeitnehmer gezahlte oder zuerkannte steuerpflichtige Entlohnungen, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 festgelegt werden, ohne doppeltes Urlaubsgeld, Jahresendprämie und ausstehende Entlohnungen,

	- Betrag des auf diese Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzugs,

	- Betrag der Systemschifffahrtzulage, die für die in diesem Monat geleistete Arbeit gezahlt oder zuerkannt worden ist.

	V/3. In Artikel 952 § 1 Absatz 3 Nr. 5 Buchstabe e) erwähnte Schuldner:

	Diese Schuldner müssen eine namentliche Liste zur Verfügung der Verwaltung bereithalten, die für jeden Arbeitnehmer, der in Schichtarbeit Immobilienarbeiten an Ort und Stelle verrichtet, pro Monat folgende Angaben enthält:

	- vollständige Identität,

	- Anzahl tatsächlich geleisteter Arbeitsstunden in Schichtarbeit zur Verrichtung von Immobilienarbeiten an Ort und Stelle,

	- gegebenenfalls Anzahl Stunden, für die die Erfüllung des Arbeitsvertrags ausgesetzt worden ist und der Lohn durch den Arbeitgeber fortgezahlt worden ist, wenn nachgewiesen werden kann, dass der betreffende Arbeitnehmer gemäß seiner Arbeitsregelung in Schichtarbeit Immobilienarbeiten an Ort und Stelle verrichtet hätte,

	- Gesamtanzahl tatsächlich geleisteter Arbeitsstunden,

	- gegebenenfalls Gesamtanzahl Stunden, für die die Erfüllung des Arbeitsvertrags ausgesetzt worden ist, der Lohn jedoch fortgezahlt worden ist,

	- Identifizierung des Ortes oder der Orte, an dem/denen der Arbeitnehmer in Schichtarbeit Immobilienarbeiten an Ort und Stelle verrichtet hat,

	- dem Arbeitnehmer gezahlte oder zuerkannte steuerpflichtige Entlohnungen, die gemäß Artikel 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 festgelegt werden, ohne doppeltes Urlaubsgeld, Jahresendprämie und ausstehende Entlohnungen,

	- Betrag des auf diese Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzugs,

	- Betrag des gezahlten oder zuerkannten Bruttostundenlohns vor Einbehaltung der persönlichen Sozialversicherungsbeiträge.

	Diese Schuldner halten der Verwaltung für jeden Ort, an dem in Schichtarbeit Immobilienarbeiten verrichtet werden, den Nachweis zur Verfügung bereit, dass:

	- entweder die Erklärung beim Landesamt für soziale Sicherheit gemäß Artikel 30bis des Gesetzes vom 27. Juni 1969 zur Revision des Erlassgesetzes vom 28. Dezember 1944 über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer eingereicht worden ist

	- oder aufgrund von Artikel 30bis des vorerwähnten Gesetzes vom 27. Juni 1969 keine Erklärung erforderlich ist."

	h) Punkt VI Nr. 1 wird durch einen Gedankenstrich mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"- gegebenenfalls Betrag des Berufssteuervorabzugs, der zusätzlich zu dem verordnungsgemäßen Mindestbetrag des Berufssteuervorabzugs einbehalten wird, der auf diese Entlohnungen geschuldet wird,".

	i) Punkt VI Nr. 2 wird durch einen Gedankenstrich mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"- gegebenenfalls Betrag des Berufssteuervorabzugs, der zusätzlich zu dem verordnungsgemäßen Mindestbetrag des Berufssteuervorabzugs einbehalten wird, der auf diese Entlohnungen geschuldet wird."

	j) Punkt VIII Absatz 2 wird durch Buchstaben d), e) und f) mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"d) Betrag der in Artikel 2758 § 4 desselben Gesetzbuches erwähnten gezahlten oder zuerkannten steuerpflichtigen Bruttoentlohnungen,

	e) Betrag des auf diese Entlohnungen einbehaltenen Berufssteuervorabzugs,

	f) gegebenenfalls Betrag des Berufssteuervorabzugs, der zusätzlich zu dem verordnungsgemäßen Mindestbetrag des Berufssteuervorabzugs einbehalten wird, der auf diese Entlohnungen geschuldet wird."

	k) In Punkt VIII Absatz 3 wird Buchstabe a) aufgehoben.

	l) Punkt IX Absatz 1 wird durch einen Gedankenstrich mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"- gegebenenfalls Betrag des Berufssteuervorabzugs, der zusätzlich zu dem verordnungsgemäßen Mindestbetrag des Berufssteuervorabzugs einbehalten wird, der auf diese Entlohnungen geschuldet wird."

	
	Art. 4 -  Die Artikel 1, 2 Buchstabe b) bis d) und f) bis g) und 3 Buchstabe b) bis l) des vorliegenden Erlasses sind auf die ab dem 1. April 2022 gezahlten oder zuerkannten Entlohnungen anwendbar.

	Artikel 2 Buchstabe a) und e) des vorliegenden Erlasses ist auf die ab dem 1. Juli 2022 gezahlten oder zuerkannten Entlohnungen anwendbar.


	Art. 5 -  Der für Finanzen zuständige Minister ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


	Gegeben zu Brüssel, den 19. Mai 2022


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM


